
D ie Entwicklungspolitik scheint sich in be-
drückenden Paradoxien und Teufelskreisen 

zu bewegen: Zum einen befindet sie sich ange-
sichts ausbleibender Entwicklungsfortschritte in
vielen Teilen der Erde in Legitimationsnöten; zum
anderen leidet sie erkennbar an Anspruchsüber-
frachtung. »Es gibt kaum etwas, was sie nicht 
leisten soll: die Überwindung des Hungers, die
Lösung dringender Umweltprobleme, die Besser-
stellung der Frauen, die Eindämmung des Bevöl-
kerungswachstums, die Sicherung von Arbeits-
plätzen in Nord und Süd, Krisenprävention, die
Eindämmung bewaffneter Konflikte und – bereits
zehn Prozent der deutschen Südmittel absorbie-
rend – Nothilfe« . 1

Gleichzeitig hat die Entwicklungszusammen-
arbeit (EZ) mit einem verbreiteten Skeptizismus
über die Wirksamkeit von Entwicklungshilfe an sich
zu kämpfen. Die politische Öffentlichkeit beobach-
tet die entwicklungspolitische Praxis mit sehr kriti-
schen Augen. Dies gilt zumal für die traditionellen
Projektansätze, denen mangelnde Strukturbildung,
geringe Integration in das Umfeld und unzurei-
chende Nachhaltigkeit vorgeworfen werden. 2

Nimmt man die »Teufelskreise« hinzu, die aus
berufenem Munde 3 zur Beschreibung der Lage
der Entwicklungspolitik und ihrer Bedeutung in
Öffentlichkeit und offizieller Politik angeführt
werden, so sind die Herausforderungen für dieses
Politikfeld nicht zu unterschätzen:
� Der Teufelskreis von Apathie und Ahnungs-

losigkeit beschreibt das Spannungsverhältnis
von mangelndem Bürgerinteresse an entwick-
lungspolitischen Fragestellungen einerseits und
der aktiven Hilfsbereitschaft von Bürgern und
Medien bei Katastrophensituationen, obwohl
die Nachhaltigkeit von Nothilfeprogrammen
aus entwicklungspolitischer Sicht äußerst frag-
lich erscheint.

� Der Teufelskreis von Wissen und Macht be-
zeichnet den Gegensatz von grundsätzlicher 

politischer Überzeugung hinsichtlich der Not-
wendigkeit von EZ einerseits und ihrer de-facto-
Marginalisierung bei wichtigen politischen
Richtungsentscheidungen. Wenn etwa der Haus-
haltsausschuß des Deutschen Bundestages gegen
das Votum des entwicklungspolitischen Fach-
ausschusses (AwZ) Projekte in den Haushalt des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung (BMZE) einstellt,
weil er sie unter dem Blickwinkel außenwirt-
schaftlicher Interessen betrachtet, so wird dar-
aus ersichtlich, daß vor allem Lippenbekennt-
nisse zur »Entwicklungspolitik als Friedenspoli-
tik« die politische Szenerie beherrschen.

� Schließlich wird mit dem Teufelskreis von Har-
monie und Harmlosigkeit die Neigung der Ent-
wicklungspolitiker beschrieben, ihren Politik-
bereich als jenseits der Konflikthaftigkeit tradi-
tioneller Politik liegend darzustellen, wodurch
die Fülle der bestehenden Kontroversen mit 
anderen Politikfeldern sowie die Zielkonflikte
im Bereich der EZ selbst verharmlost werden.

Entwicklungshilfe: Politikfeld oder 
Querschnittsaufgabe?

Die genannten Paradoxien und Teufelskreise wer-
den sich in naher Zukunft kaum vollständig auf-
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lösen lassen. Sie ergeben sich vielmehr aus dem
Charakter des Politikfeldes selbst und seiner Posi-
tionierung gegenüber anderen Fachpolitiken. Zur
Zeit herrscht – nicht zuletzt zwischen den poli-
tischen Parteien 4 – ein gewisser Konsens, Entwick-
lungspolitik als Querschnittsaufgabe zu verstehen.
Dies bedeutet, daß sie sowohl auf der Ebene der
Ziele als auch bezogen auf die eingesetzten Instru-
mente, Verfahren und Träger andere Politikbe-
reiche mit einschließt bzw. berührt. Die Glaub-
würdigkeit und Wirksamkeit der EZ wird damit in
Abhängigkeit von der Kohärenz mit anderen
Fachpolitiken gebracht – eine Verknüpfung, die
angesichts des »Leichtgewichts« der Entwick-
lungspolitik nur zum Nachteil der EZ ausgehen
kann und die die bestehende »Orientierungs-, 
Finanz- und Vertrauenskrise« 5 nur noch vertiefen
wird. In dem Maße, in dem die EZ ihre eigene
Tätigkeit maßgeblich in der Inanspruchnahme 
einer Federführungs- oder Querschnittsaufgabe
gegenüber anderen Fachpolitiken zu finden 
gedenkt, macht sie sich selber verwundbar und 
gefährdet ihren eigenen Arbeitsbereich. Aus der
Policy-Forschung ist bekannt, daß Interdependen-
zen und fließende Grenzen eines Politikfeldes 
Akteurskonstellationen implizieren, die nicht nur
vielschichtig und prekär sind, sondern sich auch
extrem unübersichtlich entwickeln können. Die
Koalitionen und Verknüpfungen zwischen den 
Akteuren können sich sehr schnell ändern und 
neu konstituieren. 6 Das Politikfeld Entwicklungs-
politik kann daher nicht nur in einer Querschnitts-
funktion bestehen (in der es ohnedies mit der 
Umwelt-, Frauen-, Bildungs- und Friedenspolitik
konkurriert). Entwicklungspolitik muß vielmehr
ihre Instrumente und Verfahren so ausbauen und
modernisieren, daß ihr Eigenbeitrag im Gesamt-
feld des staatlichen Handelns deutlicher erkenn-
bar und identifizierbar wird. Insofern ist vertieft 
zu diskutieren, wie das Politikfeld EZ sinnvoll seine
Grenzen bestimmen und bewahren soll, wenn es
sich im Kontext der Fach- und Sektorpolitiken 
erfolgreich positionieren will.

Normative oder funktionale Entwicklungspolitik?

Das Problem ist, daß diese Grenzen nach dem
Ende des Ost-West-Konflikts, der Auffächerung
der Entwicklungspfade der Länder des Südens und

angesichts der neuen Interdependenzen der glo-
balisierten Welt nicht mehr so ohne weiteres 
definierbar sind. »Entwicklungspolitik ist Interes-
senpolitik mit humanitärem Anspruch« (Stefan
Brühne) – »Entwicklungspolitik ist die Mitgestal-
tung der Verhältnisse in anderen Ländern (Auf-
gabenfeld) mit zivilen Mitteln (Instrumente).« 7

Diese Gegenüberstellung eines primär normativ
gelagerten Selbstverständnisses der Entwicklungs-
politik einerseits und eines Bemühens um eine 
essentiell funktionale Definition von EZ anderer-
seits beschreiben das Dilemma, in dem sich dieses
Politikfeld befindet. Zieht man hinzu, daß EZ

zur Zeit in über 30 Referaten von 13 verschiedenen 
Ministerien gestaltet wird und die Außenbezie-
hungen Deutschlands zu der großen Mehrzahl 
der Staaten des Südens materiell entwicklungspo-
litischer Natur sind, so wird erkennbar, in wel-
chem hohem Maße sich die Entwicklungspolitik in
einem Spannungsfeld unterschiedlicher Interessen,
Zuständigkeiten und Ansprüche bewegt. 8

Besonders diskussionswürdig ist in diesem Zu-
sammenhang das jüngst von Adolf Kloke-Lesch
vorgetragene Plädoyer für den Verzicht auf die
normative Füllung von Entwicklungspolitik (sei 
es im Sinne von Armutsbekämpfung oder auch
globaler Nachhaltigkeitspolitik). Dabei wird Ent-
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Bonn (GKKE Heft D 4), und die Übersicht über die 
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wicklungspolitik definitorisch beschränkt auf die
Mitwirkung an der Veränderung der Verhältnisse
in anderen Ländern. Eine solche Definition mag
unter dem Gesichtspunkt der Beschreibung geeig-
neter Grenzen des Politikfeldes hilfreich sein. Es
verkennt jedoch die Notwendigkeit, gerade aus
der normativen Position heraus jene gesellschaft-
liche Legitimität zu schöpfen, die heute das über-
greifende Desiderat moderner Politik darstellt. 9

Sinnvoll erschiene eine solche funktionale Abgren-
zung von Entwicklungspolitik nur dann, wenn 
es gelänge, aus dem Bereich der EZ jene Aufga-
ben und Instrumente klar abzugrenzen, die dieses
Politikfeld von anderen Fachpolitiken unterschei-
den. Dies ist aber ein zunehmend schwieriges 
Unterfangen. Ein Blick auf die neuen Entwick-
lungen im außenpolitischen Bereich (Internationa-
lisierung der Innenpolitik durch Probleme wie
Drogenhandel, Kriminalität, Migration und Ter-
rorismus) sowie die zunehmende Bearbeitung von
»global issues« im außenpolitischen Zuständig-
keitsbereich läßt erkennen, daß auch hier die
Grenzen zunehmend undeutlich werden. Eine
rein funktionale Definition des Politikfeldes greift
also zu kurz; notwendig ist vielmehr eine Defini-
tion, die über die Grenzen traditionell-funktiona-
listischer Bestimmungen von Entwicklungshilfe
hinausweist und den realen Interdependenzen der
Gesellschaften der Erde Rechnung trägt.

Globalisierung als Herausforderung und Chance für
die Entwicklungszusammenarbeit

Entwicklungspolitiker in allen Parteien haben auf
die Globalisierungsdebatte mit einer Neubestim-
mung des Auftrages der EZ reagiert. So wird 
seitens der SPD für ein erweitertes Verständnis 
von Entwicklungspolitik im Sinne einer globa-
len Strukturpolitik plädiert. 10 Die CDU richtet 
ihre Entwicklungspolitik am Oberziel »Globale
Zukunftssicherung« aus. 11 Bündnis 90/Die Grü-
nen möchten Entwicklungspolitik zur internatio-
nalen Strukturpolitik ausbauen 12 und auch die FDP

betrachtet die Entwicklungspolitik als Teil einer
Politik der globalen Zukunftssicherung. 13 Wenn
auch die Folgerungen aus diesen Zielbeschreibun-
gen bei den verschiedenen Parteien recht unter-
schiedlich ausfallen, so bleibt doch als Ergebnis
festzuhalten, daß ein Konsens besteht, die Bear-

beitung globaler Zukunftsfragen und der Gestal-
tung der Globalisierungsprozesse als zentralen
Auftrag der EZ zu betrachten. Es nimmt insofern
nicht Wunder, daß auch in die Koalitionsvereinba-
rung der neuen Bundesregierung diese Zielbe-
stimmung aufgenommen wurde. Dabei gilt es zu
berücksichtigen, daß die »verantwortliche Globa-
lität« 14 inzwischen auch in Kreisen der Wirtschaft
als Zielgröße betrachtet wird, also die Suchpro-
zesse nach einer neuen Form der regulierten Welt-
wirtschaft nicht mehr nur eine Minderheitsposi-
tion darstellen.

Nun ist die Forderung, »Entwicklungspolitik
(müsse) als globale Strukturpolitik verstanden 
werden, die die Systembedingungen für eine
menschliche Entwicklung in den Partnerländern
schafft und an dem Leitbild einer global trag-
fähigen Entwicklung als Voraussetzung für eine 
gemeinsame Zukunft ausgerichtet ist« , 15 noch 
weit davon entfernt, eine konkrete Bestimmung
von Aufgaben, Instrumenten und Konzepten zu
leisten. 16
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Der Wandel der Politik, die Entgrenzung der
Staatenwelt und die Herausbildung multipler
Staatlichkeit müssen dazu Anlaß gaben, die EZ

nicht mehr vorrangig als zwischenstaatliche Inter-
aktion anzulegen. Vielmehr gilt es, die verschie-
denen Ebenen von Politik in ihrer Ausprägung
von der lokalen über die regionale und nationale
Ebene bis zur globalen Dimension im Rahmen der
EZ zu erfassen. Im Zuge der Globalisierung hat
weltweit ein dramatischer Wandel der Grundla-
gen von Politik stattgefunden. 17 Diesen Verände-
rungen muß jede Form der Politik Rechnung 
tragen. Breite Denationalisierungsprozesse – ver-
standen als »Zunahme der Intensität und Reich-
weite grenzüberschreitender Austausch- oder Pro-
duktionsprozesse in den Sachbereichen Wirtschaft,
Umwelt, Gewalt, Mobilität sowie Kommunikation
und Kultur« 18 – haben die Problemkonstellationen
ebenso wie die Handlungsmöglichkeiten für natio-
nalstaatliche Politik erheblich modifiziert. Klas-
sische bilaterale Formen der Entwicklungszusam-
menarbeit verlieren in diesem Zusammenhang 
erheblich an Bedeutung und Wirkungsmöglich-
keit.

Globalisierungsprozesse sind nicht universal,
sie bewegen sich in komplexen Interdependenz-
verhältnissen. 19 Interdependenz bedeutet in diesem
Kontext eben vor allem auch Fragmentierungs-,
Differenzierungs- und Regionalisierungsprozesse
zwischen und innerhalb von Gesellschaften, die
ungleiche Entwicklung und Konflikte vertiefen
oder begründen. Wenn also die soziale Integration
der Nationalstaaten erodiert, die zwischenstaat-
liche, supranationale und weltgesellschaftliche 
Integration nicht im gleichen Tempo nachwächst
(oder auch gar nicht nachwachsen kann) , 20 so 
ist die Entwicklungspolitik als globale Struktur-
politik gefordert, diesem Tatbestand Rechnung zu
tragen. Dies bedeutet zunächst vor allem, all jene
Mechanismen zu stärken, die den lokalen, regio-
nalen, nationalen und globalen Solidarrahmen
stärken und der Teilung der Gesellschaften entge-
genwirken. Entsprechend reichen die Maßnahmen
von der Förderung kleiner sozialer Netze bis zur
Verankerung von Sozialstandards in internatio-
nalen Handelsverträgen.

EZ muß sich des Problems der territorialen 
Inkongruenz von Verantwortungs- und materiel-
len Wirkungsräumen der Politik bewußt werden. 21

Wenn sich also politische und wirtschaftliche

Räume immer weniger decken, so wird die Ent-
wicklungspolitik in ihren Kooperationsformen und
Arbeitsansätzen Anpassungen vornehmen müssen,
wenn sie erfolgreiche Ergebnisse vorweisen will.
Ebenso sind angesichts der Zunahme grenzüber-
schreitender Beziehungen oftmals neue Akteure
und Problemlagen wirksam, die mit dem traditio-
nellen Arsenal entwicklungspolitischer Instrumente
kaum zu erreichen bzw. zu beeinflussen sind. EZ

gerät daher immer mehr in den Bereich einer 
Politik der Einmischung, 22 die sich in Abstim-
mung mit ihren Partnern ziviler Mittel und der
»soft-power«-Dimensionen 23 bedient, um wirk-
sam entwicklungspolitische Anliegen realisieren zu
können.

Ökonomische Globalisierung und internationale
Finanzarchitektur

Die Intensivierung der ökonomischen Interaktio-
nen weltweit ist das Kernstück der Globalisierung.
Dieser Prozeß hat für Teile der Dritten Welt eine
Vielzahl von Möglichkeiten eröffnet. Gleichzeitig
destabilisiert er aber auch etablierte ökonomische,
soziale und ökologische Strukturen. Nationale 
Akteure – nationale Unternehmer, Gewerkschaf-
ten, Umweltgruppen – stehen dem hoch mobilen
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Kapital und einer um Investitionen ringenden
Wirtschaftspolitik zunehmend hilflos gegenüber.
Der globale Standortwettbewerb droht zu einem
weltweiten Sozial- und Umweltdumping zu füh-
ren. 24 Diese Entwicklung hat die Bedeutung inter-
und transnationaler Ansätze deutlicher als früher 
erkennbar werden lassen. Eine sich als Struktur-
politik verstehende Entwicklungspolitik muß hier
auf drei Ebenen einen systematischen Beitrag leisten:
� indem sie zur Schaffung einer Weltfinanzord-

nung beiträgt, die die negativen Potentiale der 
Deregulierung des Finanzverkehrs einhegt und 
in ein internationales Steuerungskonzept ein-
bindet; die Bedeutung eines solchen Systems
der Kontrolle der Weltfinanzströme wurde in
den letzten Jahren im Zusammenhang mit den
Asien- und Lateinamerika-Krisen evident;

� indem sie das System der internationalen Han-
delsregime zugunsten der schwachen Staaten
modifiziert, Importblockaden auf der Industrie-
länder-Seite aufhebt und Spielräume für staat-
liche Regelungen im Sinne einer nachholenden
Entwicklung schafft ; 25

� indem sie Sozialstandards zu einem zentralen
Ordnungsinstrument der internationalen Han-
delsbeziehungen macht, ohne die Wettbewerbs-
fähigkeit der Entwicklungsökonomien zu beein-
trächtigen.

Sozial- und Produktstandards werden ein immer
wichtigeres Element zur Durchsetzung von so-
zialen und ökologischen Mindeststandards in 
einer globalisierten Weltwirtschaft werden. Damit
sind sie auch ein potentiell wichtiges Betätigungs-
feld für Entwicklungszusammenarbeit. In eini-
gen Weltregionen werden sie jedoch als protek-
tionistisches Instrument der Industrieländer be-
wertet. Hier gilt es, gemeinsame Standpunkte zu
entwickeln und vereinbarungsfähige Mindeststan-
dards – etwa auf der Basis der Kernarbeitsnormen
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) –
festzulegen. Eine der entscheidenden Möglichkei-
ten hierfür wird die nächste Verhandlungsrunde
der WTO darstellen.

Neben den Sozialstandards erhalten auch Pro-
duktstandards zunehmende Bedeutung. Die Be-
siegelung von Produkten, Qualitätsnormen und
das Monitoring von Verhaltensnormen für inter-
nationale Konzerne sind wichtige Elemente für die
Durchsetzung gesellschaftlicher Verantwortung
von Unternehmen im internationalen Warenaus-

tausch. Hier liegen Ansatzpunkte für die Verknüp-
fung von Produzenten- und Verbraucherinteressen
sowie gewerkschaftlichen Rechten im Norden und
Süden. Ein ähnlicher Befund ließe sich auch für
Öko-Standards und für den Bereich des fairen
Handels stellen: In all diesen Bereich besteht die
Möglichkeit, die wachsende Interdependenz der
Weltwirtschaft und der Produktionszonen durch
eine intelligente Kombination von Marktmecha-
nismus, Konsumentenverhalten und Standardisie-
rungsbemühungen zugunsten von Umweltschutz
und Armutsbekämpfung zu ergänzen.

Politische Globalisierung und Weltordnungspolitik

Die Globalisierungsprozesse verschärfen die schlei-
chende Entdemokratisierung der Politik, die mit 
der reduzierten Handlungsfähigkeit der National-
staaten und der wachsenden Bedeutung interna-
tionaler Regime tendenziell verbunden ist. Dies
hat zweierlei zur Folge: 
� Es entsteht ein Demokratie-Dilemma: »Wäh-

rend im Rahmen der demokratisch legitimier-
ten, nationalstaatlichen Politik zunehmend
Nicht-Entscheidungen politisch legitimiert wer-
den, werden im transnationalen Rahmen der
»Nicht-Politik« nicht demokratisch legitimierte
Entscheidungen von transnationaler Reichweite
und Durchschlagskraft getroffen.« 26

� Es können sich zivil konstituierte kollektive
Identitäten jenseits und quer zum Nationalstaat
entwickeln, die transnationale Öffentlichkeiten
herstellen (vgl. Greenpeace) und deliberative
Elemente wirksam werden lassen. 27

Es müssen daher geeignete Gestaltungsräume von
Politik hergestellt werden, in denen demokratisch
verantwortete Mitwirkung gesichert ist. Dies sind
zum einen die regionalen Integrationsräume als
Strukturen regionaler politischer Ordnung, die
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Zeitalter der Globalisierung möglich?« In: ders. (Hg.):
Politik der Globalisierung. Frankfurt /Main. S. 32.
27. Vgl. Michael Zürn: Regieren...., S. 347 ff.



sich in zunehmendem Maße aufeinander zu 
beziehen beginnen. Im Austausch zwischen und 
innerhalb der Integrationsräume des Südens 
(MERCOSUR, NAFTA, SADC, ASEAN, SAARC) liegt ein
großes Potential der Süd-Süd-Kooperation, wobei
auch in der Nord-Süd-Dimension (EU) politik-
feldbezogen zusätzliche Anreize gegeben werden
können.

In Politikfeldern, die den nationalen Rahmen
überschreiten und zur gemeinsamen Problem-
lösung zumindest die Zusammenarbeit von Na-
tionalstaaten und betroffenen Akteursgruppen
benötigen, sind in der Form transnationaler Poli-
tiknetzwerke Keime einer Welt-Zivilgesellschaft
vorhanden, die es zu stärken gilt. Breite transna-
tionale politische Dialogprozesse unter systema-
tischer Beteiligung nichtstaatlicher Akteure kön-
nen das Demokratie-Defizit in der internationalen
Politik natürlich nicht beseitigen. 28 Sie können
aber als Substitut von »echten« demokratischen
Partizipations- und Willensbildungsverfahren fun-
gieren.

Die politische Ordnung der Zukunft wird
durch eine stärkere Rolle von internationalen 
Organisationen und Regimen gekennzeichnet
sein. Gesellschaftliche Akzeptanz für dieses System
der »Global Governance« ist nur zu erwarten,
wenn sich nicht nur die teilnehmenden Staaten,
sondern auch deren Bevölkerung und politische
Öffentlichkeit in diesen Strukturen und Rechts-
systemen wiederfinden. In Ermangelung direkt-
demokratischer Institutionen und Verfahren – de-
ren Schaffung im Moment nicht vorstellbar 
erscheint – hat daher in den letzten Jahren die 
Beteiligung von Nichtregierungsorganisationen
(NROs), Verbänden und anderen Gruppen der 
organisierten politischen Öffentlichkeit an den
Verhandlungen zur Ausgestaltung internationaler
Abkommen und Regime eine große Bedeutung
erhalten. 29

Die Unterfütterung des Systems internatio-
naler Regime und Organisationen mit politikbezo-
genen globalen Netzwerken von Betroffenen ist
ein notwendiger Schritt, um die Leistungsfähigkeit
und die Akzeptanz dieses Systems zu erhöhen. 30

Das Monitoring des eingerichteten Ordnungsrah-
mens ist eine wichtige Funktion, die von Nicht-
regierungsorganisationen wahrgenommen wird.
Das Entstehen und die Stärkung von derartigen
nichtstaatlichen »policy-networks« scheint zuneh-

mend auch zum Interesse der offiziellen Entwick-
lungspolitik zu werden.31 Nur durch Verfahren der
aktiven politischen Teilhabe der »Gesellschaftswelt«,
die die Partizipation der »Staatenwelt« an den inter-
nationalen Institutionen und Regimen ergänzt,
kann die Akzeptanz für die Strukturen des interna-
tionalen Systems geschaffen werden.

Den Ländern des Südens müssen geeignete 
Instrumente beim Aufbau dieser neuen Weltord-
nung zugänglich gemacht werden, zumal dem 
Nationalstaat die Rolle eines »Interdependenzma-
nagers« zukommen wird. 32 Dabei wird in beson-
derem Maße darauf abzustellen sein, den außer-
halb der bestehenden internationalen Politikräume 
angesiedelten Akteuren (Gewerkschaften, NROs,
Frauenorganisationen etc.) die Möglichkeit zur
Artikulation ihrer Interessen zu eröffnen und die
Sichtweisen der Zivilgesellschaft zu bündeln.
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28. Vgl. Achim Brunngräber: »Über die Unzulänglich-
keit kosmopolitischer Demokratie in einer transnatio-
nalen Welt«, in: Peripherie, Vol. 18, Nr. 71 (September
1998), S. 69–92.
29. Vgl. H. Schmidt /Ingo Take: »Demokratischer und
besser? Der Beitrag von Nichtregierungsorganisationen
zur Demokratisierung internationaler Politik und zur
Lösung globaler Probleme«, in: Aus Politik und Zeit-
geschichte, Nr. B43/97, 17.10.1997, S. 12–20.
30. Vgl. auch Ernst Hillebrand: »Mikro-Außenpolitik –
Über die Rückgewinnung außenpolitischer Wirkungs-
macht im Zeitalter der Globalisierung«, in Aus Politik
und Zeitgeschichte, Nr. B23/99, 4.6.1999, S. 17–22. Zu den
aktuellen Problemen von NROs im UN-System siehe auch
Global Policy Forum: »NGOs and the United Nations«,
June 1999, www.globalpolicy.org/ngos/docs99.
31. So führte Bundesministerin Heidemarie Wieczorek-
Zeul auf dem Deutschen Weltbankforum am 27. Januar
1999 in München aus: »Bei der Gestaltung von global
governance kommt es darauf an, multilaterale, regionale
und nationale Ansätze miteinander zu verbinden. Und
mit föderalen, kommunalen und lokalen Interessen zu
vernetzen. Nur wenn eine neue Architektur einer Welt-
ordnungspolitik das Zusammenwirken aller Ebenen 
anstrebt, besteht Hoffnung, die globalen Probleme des
nächsten Jahrhunderts zu lösen.«
32. So Dirk Messner: »Die Transformation von Staat
und Politik im Globalisierungsprozeß«, in: ders. (Hg.):
Die Zukunft des Staates... (Anm. 28), S. 22. Trotz aller
Kritik an dem »utopischen Charakter« der global-
governance-Debatte erscheint es heute gerade unter
steuerungspolitischen Gesichtspunkten unausweichlich,
sich mit den neuen Phänomenen globaler Netzwerke zu
befassen, auch wenn sie dem »soft-politics«-Bereich zu-
zurechnen sind.



Ökologische Globalisierung und Weltumweltpolitik

Die internationale Umweltpolitik ist durch die
Weltkonferenzen seit Rio 1992 immer deutlicher
als ein Bereich im öffentlichen Bewußtsein präsent
geworden, in dem internationaler Regelungsbe-
darf besteht. Bei der Festlegung verbindlicher
Prinzipien (z. B. Nachhaltigkeit), der Formulie-
rung von Zielen (Agenda 21), des Einsatzes von
Instrumenten (Klima-Konvention) und der Ein-
richtung von Institutionen sind seither wichtige
Fortschritte erzielt worden. Der Weltmarkt findet
in der globalen Umweltpolitik inzwischen durch-
aus ein umweltpolitisches Pendant, das am auf-
fälligsten den Trend zur globalen Vernetzung von
Akteuren reflektiert. 33 Dabei ist bemerkenswert,
daß in der Weltumweltpolitik eine neue Verhand-
lungsmacht der Entwicklungsländer konstatiert
wird, die sich aus der asymmetrischen Verteilung
der politischen Betroffenheit durch bestimmte 
Umweltprobleme zwischen Nord und Süd er-
gibt. 34 Restriktionen liegen heute vielfach auf der
Ebene der Nationalstaaten, so daß es um die Um-
setzung der vereinbarten Maßnahmen auf den 
verschiedenen Niveaus des politischen Handelns
gehen muß. Als konkrete Ansatzpunkte können
genannt werden:
� Eine der durch die Rio-Konferenz hervorgeho-

benen Handlungsebenen stellt die kommunale
Ebene dar. Die lokale Agenda 21 als Auftrag an
die Kommunen hat die Steigerung der Ressour-
cen- und Energieeffizienz im Auge. Im Rahmen
eines auf Kohärenz der Politikfelder abzielenden
Ansatzes werden die Sicherung der natürlichen
Ressourcen und die Verbesserung des Klimas
rückgebunden mit sozialen Dimensionen der
Stadtentwicklung und Elementen der interna-
tionalen Zusammenarbeit. Lokale Agenda-Pro-
zesse eröffnen die Gelegenheit, die Diskussion
um die Erweiterung von politischer Partizi-
pation zu beleben und neue Formen auszupro-
bieren. Der Austausch zwischen Städten und
Gemeinden des Südens und des Nordens bei
der Umsetzung der lokalen Agenda 21 sollte ge-
fördert und mit ausgewählten Kommunen eine
Umsetzung der vereinbarten Prozesse im Dia-
log mit der örtlichen Wirtschaft, den Bürgerbe-
wegungen und der Verwaltung beraten werden. 

� Eine zweite Handlungsebene stellen die Pro-
zesse der gemeinsamen Wahrnehmung von Ver-

antwortung für die globale Umwelt durch 
Industrie- und Entwicklungsländer dar. Die ge-
meinsame Verantwortung soll bei der Umset-
zung der internationalen Umweltvereinbarun-
gen wirksam werden (joint implementation). 35

Diese neuartigen Instrumente der internatio-
nalen Umweltpolitik, mit ihrer Kombination
von marktwirtschaftlichen und staatlichen Inter-
ventionen, haben für den globalen Handlungs-
raum innovativen Charakter. Durch sie wer-
den neue Strukturen und Verfahrensweisen ge-
schaffen, die auch in anderen Bereichen (Sozial-
standards etc.) wirksam sein könnten. Da die
Umweltkonventionen als richtungsweisende
Ausformungen von »Weltordnungsstrukturen«
angesehen werden können, kommt ihrer Um-
setzung besondere Bedeutung zu. Gerade bei
der Genese dieser Konventionen hat die Zusam-
menarbeit zwischen staatlichen und nichtstaat-
lichen Trägern eine entscheidende Rolle gespielt,
die es nunmehr auf das Monitoring des Umset-
zungsprozesses zu übertragen gilt.

� Konkrete Strukturen von Weltordnungspolitik
sind an einzelnen Projekten zur Bewahrung
ökologischer »Welt-Güter« ausgebildet worden.
Dies gilt für das Amazonas-Becken, das im Kon-
text der Bestrebungen der G-7-Gruppe zum 
Erhalt der Biodiversität 36 und des globalen 
CO2-Haushaltes zum Gegenstand gemeinsamer
Anstrengungen der Industrie- und Entwick-
lungsländer geworden ist. Solche Ansätze der
gemeinsamen Wahrnehmung von Gestaltungs-
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33. So Martin Jänicke (1997): »Umweltpolitik in der
Globalisierungsfalle?« In: Frank Biermann /Sebastian
Büttner /Carsten Helm (Hg.): Zukunftsfähige Entwick-
lung. Herausforderungen an Wissenschaft und Politik
(Festschrift für Udo E. Simonis zum 60. Geburtstag).
Berlin. S. 1187.
34. Vgl. Frank Biermann: »Die neue Verhandlungs-
macht der Entwicklungsländer«, in: Frank Biermann 
et al., (Anm. 36), S. 191–204.
35.   Vgl. die Beiträge in Udo E. Simonis (1996) (Hg.):
Weltumweltpolitik. Grundriß und Bausteine eines neuen
Politikfeldes. Berlin.
36. Zum Thema der Regulation von Biodiversität als 
globales Problem vgl. jüngst Christoph Görg (1998):
»Die Regulation der biologischen Vielfalt und die 
Krise gesellschaftlicher Naturverhältnisse«, in: Michael
Flitner / Christoph Görg /Volker Heins (Hg.): Konflikt-
feld Natur. Biologische Ressourcen und globale Politik. 
Opladen. S. 39–61.



aufgaben 37 sind auch in bilateralen Abkommen
zur Bewahrung der Biosphäre formuliert wor-
den. Die Anstöße hierzu sind oftmals durch
Nichtregierungsorganisationen erfolgt. Solchen
Modellen folgend sollte die EZ NROs stärker mit-
einbeziehen und ihnen gegebenenfalls eine 
Monitoring-Aufgabe zuweisen.

Kulturelle Globalisierung und internationaler Wertedialog

Der kulturelle Dialog besitzt heute einen ähnlich
friedensbewahrenden Charakter für die Weltpo-
litik wie dies früher für die Rüstungskontrolle 
Geltung hatte. 38 Traditionell gewachsene Werte-
systeme werden mit der Durchsetzung der welt-
weiten Modernisierungsprozesse in Frage gestellt.
Massenmedien, neue Kommunikationstechnologien
und erleichterte Mobilität von Menschen treiben
diesen Prozeß voran. 39 Diese kulturelle Globali-
sierung wird sichtlich in vielen Bereichen zu 
einem Einebnen kultureller Unterschiede und
Werte führen. Kulturelles und soziales Verhalten
wird sich weltweit stärker annähern. Auf der 
anderen Seite führt diese Form der Infragestellung
der bestehenden kulturellen Ordnung und Insti-
tutionen aber auch zu scharfen Ablehnungsreak-
tionen in der Form von religiösem Fundamentalis-
mus, Nationalismus und Xenophobie weltweit. 40

Regionalidentitäten und -kulturen erhalten eine
wachsende Bedeutung. Für die Länder der Dritten
Welt wird dieser Prozeß besonders schwierig zu
handhaben sein, da sie die geringste Kontrolle
über die Vektoren kultureller Globalisierungsef-
fekte – Kommunikationstechnologien, multina-
tionale Medienkonzerne, Reisemöglichkeiten und
-mittel – verfügen.

Dissoziative kulturelle Entwicklungen sind aber
nicht nur in sich problematisch. Sie drohen sich 
tendenziell auch negativ auf die Möglichkeiten
auszuwirken, ein System der »global governance« 
zu schaffen. Dieses bedarf »wie nationale Gesell-
schaften auch, eines gemeinsamen Fundaments an
Werten und Handlungsprinzipien«. 41 Fehlende
Gemeinsamkeiten und Werte erschweren die
Durchsetzbarkeit richtungsgebender politischer
Steuerungsleistungen im internationalen System.
Die interkulturelle Kommunikation erhält damit
entscheidenden Stellenwert, intermediäre Instan-
zen sind in ihrer Übersetzungs- und Vermittlungs-

leistung gefragt. Die Konstruktion eines unver-
meidlichen »Clash of Civilisations« ist in dieser
Hinsicht das Gegenteil einer zukunftsgerichteten
Strategie. Vielmehr muß die Auseinandersetzung
mit den Werte- und kulturellen Ordnungen der
anderen Zivilisationen in der Form eines auf 
Respekt und Akzeptanz basierenden »Dialogs der
Kulturen« stattfinden. In der aktuellen Phase der
Globalisierung sind es nicht die »asiatischen
Werte«, der Islam oder ein sich politisierender
Hinduismus, der das säkularisierte, marktwirt-
schaftlich und pluralistisch-demokratisch verfaßte
Modell der westlichen Konsumgesellschaften 
unter massiven Anpassungsdruck stellt, sondern
umgekehrt. Entwicklungszusammenarbeit hat hier
einen wichtigen Vermittlungsauftrag. Sie muß
dazu beitragen, geeignete Kommunikationszu-
sammenhänge für einen Dialog der Kulturen zu
schaffen, der über die Berücksichtigung des tradi-
tionellen Komplexes soziokultureller Faktoren in
der EZ weit hinausgeht. 42 Dies kann nicht über
staatlich-institutionelle Kanäle erfolgen. Vielmehr
müssen vielfältige transnationale Diskussionsnetz-
werke, -foren und -kanäle geschaffen werden, in
denen sich derartige Prozesse organisieren und 
artikulieren können. Die Hoffnung auf die inte-
grative Wirkung wirtschaftlicher Prozesse allein 
ist in dieser Hinsicht illusorisch; eine friedlich-
homogene »transnationale Konsumentenkultur«

Hillebrand/Maihold, Von der Entwicklungspolitik zur globalen Strukturpolitik IPG 4/99346

37. Hierzu hat das BMZE gute Vorarbeit durch seine Ini-
tiativen zur Etablierung der globalen Umweltfazilität
(GEF) sowie das PP–G7–Programm geleistet; vgl. Michael
Bohnet: »Entwicklungspolitische Strategien des Bundes-
ministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung« in: Uwe Holtz (Hg.): Probleme der Ent-
wicklungspolitik (Anm. 2), S. 246 ff.
38. So Bundespräsident Roman Herzog, Geleitwort,
in: Werner Weidenfeld (1997) (Hg.): Dialog der Kultu-
ren. Orientierungssuche des Westens – zwischen gesellschaft-
licher Sinnkrise und globaler Zivilisation. Gütersloh. S. 7.
39. Vgl. David Held: »Democracy and Globalisation«,
MPIfG-Working-Paper 97/5, Mai 1997, S. 5.
40. Siehe hierzu auch Antony Giddens (1997): Jenseits
von Links und Rechts. Frankfurt /M.
41. Vgl. Dirk Messner /Franz Nuscheler (1996): »Glo-
bal Governance – Organisationselemente und Säulen 
einer Weltordnungspolitik«, in dies.: Weltkonferenzen
und Weltberichte. Bonn. S. 12–36, hier S. 28.
42. Vgl. Georg Elwert (1997): »Schmückendes Gerede
und reale Entwicklungsbedingungen. Über soziokultu-
relle Bedingungen der Entwicklung«, in: Manfred Schulz
(Hg.): Entwicklung. Die Perspektive der Entwicklungs-
soziologie. Opladen. S. 261–290.



(Michael Zürn) wird sich so lange nicht einstellen,
wie die Hälfte der Menschheit von dieser Konsum-
welt weitgehend ausgeschlossen bleibt.

Anforderung an die Entwicklungszusammenarbeit als
globale Strukturpolitik

Die Gefahr, daß Globalisierung Entwicklung 
ersetzt und zum modus operandi der internatio-
nalen Beziehungen avanciert ,43 stellt die Entwick-
lungspolitik vor neue Herausforderungen. Hinzu
kommen die Notwendigkeit der Positionierung
innerhalb der Gesamtpolitik und die Abgren-
zung eines eigenen Politikfeldes durch Aufgaben,
Instrumente und Konzepte. Hier ist eine Konzen-
tration der Anstrengungen notwendig – auch, um
einer Überschätzung der Möglichkeiten der EZ

vorzubeugen.

Abbau des Demokratiedefizits und Stärkung der 
Dialogfähigkeit der internationalen Zivilgesellschaft

Hier liegt eine grundsätzliche Herausforderung
für die EZ. Globalisierung und Denationalisierung
von Politik schaffen ein Demokratieproblem auch
für demokratische Gesellschaften. In dem Maße,
wie sich demokratische Teilhabemechanismen und
politischer Entscheidungsraum räumlich unter-
scheiden, wird die Fähigkeit der Bürger, Inhalt
und Zielrichtung politischer Entscheidungen im
Rahmen bestehender demokratischer politischer
Verfahren zu bestimmen, in Frage gestellt. 44 Was
bleibt, ist die systematische Kontrolle des Außen-
verhaltens von Regierungen durch politische 
Öffentlichkeiten und Parlament sowie die Unter-
fütterung des Systems grenzüberschreitender 
internationaler Institutionen und Regime durch
ein transnationales Netzwerk von Bürger-Organi-
sationen und NROs. 45

Auch diese Form der Substituierung direkter
demokratischer Teilhabemechanismen durch die
indirekte Teilhabe von politischer Öffentlichkeit
und Zivilgesellschaft ist für die Gesellschaften des
Nordens leichter zu realisieren. Die Einbindung
von Süd-NROs in die internationalen Verhand-
lungsarenen scheitert nicht zuletzt auch an deren
geringen finanziellen und institutionellen Mög-
lichkeiten. Hier liegt eine dreifache Aufgabe für

eine zukünftige Entwicklungspolitik.
� Die EZ leistet mit der Förderung der Teilhabe

der NROs und der Zivilgesellschaft an den inter-
nationalen Verhandlungsnetzwerken einen syste-
mischen Beitrag zur Stärkung von Demokratie
in den Ländern des Südens unter den Bedin-
gungen denationalisierter Politik. Eine inter-
nationale Partizipation stärkt die Stellung dieser
Gruppen auch in den innergesellschaftlichen 
politischen Interaktionszusammenhängen und
stellt damit ein Stück aktive Demokratisierungs-
hilfe dar.

� Entwicklungszusammenarbeit unterstützt die
Bildung transnationaler Netzwerke von NROs
und schafft damit auch die Grundlage für dieje-
nigen »vertrauensbildenden« zwischengesell-
schaflichen und interkulturellen Kommunika-
tionsprozesse, die notwendig sein werden, um
dem System der »global governance« eine ge-
wisse Akzeptanz in den Gesellschaften zu
verschaffen.

� Die Unterstützung einer internationalen Zivil-
gesellschaft durch die EZ ermöglicht einen Bei-
trag zur Gestaltung des Systems der »global
governance«, das die Interessen der Länder –
besser: der Bevölkerungen dieser Länder – stär-
ker berücksichtigt. Es entstehen »Zonen der
Deliberation«, in denen argumentiert und nicht
verhandelt wird; die ungleiche Machtverteilung
in den internationalen Verhandlungsarenen ist
hier zwar nicht gänzlich ausblendbar; sie wird
aber ansatzweise im Sinne »rationaler» delibera-
tiver Politik relativiert. 46
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43. So Uwe Holtz: Probleme und Perspektiven der Ent-
wicklungspolitik, (Anm. 2), S. 81.
44. Vgl. grundsätzlich David Held (1995): Democracy
and the Global Order, Cambridge, und Michael Zürn: 
Regieren jenseits des Nationalstaats; (Anm. 17), S.
233–257.
45. Zur Rolle von NROs in der Weltpolitik, als Aus-
druck und Triebkraft von Globalisierungsprozessen 
vgl. Susanne Lang /Stabsabteilung der Friedrich-Ebert-
Stiftung (1996) (Hg.): »Globale Trends und internatio-
nale Zivilgesellschaft oder: Die NROisierung der (Welt-)
Politik?« Bonn.
46. Vgl Michael Zürn: Regieren jenseits des National-
staats, S. 240 ff. und Ernst Hillebrand: Mikro-Außen-
politik..., S. 18–19.



Stärkung von »good governance« und Krisenprävention

Die Bedeutung endogener politischer Faktoren
für die Entwicklung bzw. Unterentwicklung der
Dritten Welt muß nicht mehr diskutiert werden.
Teilhabe, Rechtssicherheit und Rückbindungen
von Politik an die Interessen der Bevölkerung
durch demokratische Verfahren sind wichtige
Elemente im Entwicklungsprozeß und die Basis
für eine entwicklungsorientierte Führung der
Staatsgeschäfte im Sinne des Konzepts der »good
governance«. Dennoch spielt dieser Faktor nach
wie vor nur eine unbefriedigende Rolle in der
Vergabe von finanzieller und technischer Hilfe
und der Zuweisung von Finanzmitteln von Welt-
bank und IWF. Die Formulierung von »Kriterien«
durch das BMZ im Oktober 1991 47 war ein rich-
tiger Schritt, der leider aber nicht konsequent 
genug umgesetzt wurde. Offen autoritäre oder
formaldemokratische Systeme – wie etwa in wei-
ten Teilen Afrikas – hatten bislang wenig Pro-
bleme, durch das Raster der Kriterien zu schlüp-
fen. Auch fehlt den Kriterien bisher eine schärfer
gefaßte soziale Dimension, die sich etwa an der
Einhaltung der ILO-Konventionen oder den 
Berichten des Internationalen Bundes Freier 
Gewerkschaften zur Lage der Gewerkschaften
orientieren könnte. 

Ein grundlegendes Problem stellt in diesem
Bereich die Einschätzung von politischer Situa-
tion und Menschenrechtslage dar. Deutsche Bot-
schaften haben ebenso wie einige der vor Ort 
operierenden Durchführungsorganisationen eine
organisationslogische Tendenz, sich mit den Ver-
hältnissen vor Ort zu arrangieren und die Situa-
tion als »kriterienkonform« zu schildern. 48 Die
Einschätzung der politischen und sozialen Situa-
tion sollte in Zukunft daher stärker als bisher unter
Hinzuziehung wissenschaftlicher und zivilgesell-
schaftlicher Institutionen (Amnesty International,
Transparency International, IBFG, Greenpeace etc.)
erfolgen. Es wäre wünschenswert, daß die Frage
nach der Erfüllung von »demokratischen« Mini-
malstandards auch  in der Diskussion um den
Schuldenerlaß eine Rolle spielen würde. Hier 
besteht die Möglichkeit, ein klares Signal für 
die zukünftige Entwicklungszusammenarbeit zu
setzen.

Der Aspekt der »good governance« wird aus 
einem anderen Grund an Bedeutung gewinnen.

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind auch
wichtige Elemente einer Politik, die Krisenpräven-
tion in den Vordergrund entwicklungspolitischer
Konzepte stellt. Die bedrückendsten humanitären
»Groß-Krisen« der letzten Jahre sind immer dort
entstanden, wo demokratische Prozesse blockiert
wurden (Burundi /Ruanda, Zaire, Liberia, Sierra
Leone). Krisenprävention kann hier nicht nur
heißen, sich ein adäquateres Instrumentarium zur
»Früherkennung« von gewaltsamen Konflikten
zuzulegen. Solche Bemühungen – wie sie sowohl
das BMZ wie die EU zur Zeit systematisch unter-
nehmen 49 – sind notwendig. Sie ersetzen aber
nicht ein systematisches Einwirken auf die Schaf-
fung von demokratischen politischen Systemen,
die nach wie vor die größte Wahrscheinlichkeit
dafür bieten, daß innenpolitische Konfliktsitua-
tionen auf nicht-gewaltsame Weise verarbeitet
werden können.

Dabei kann kein Zweifel bestehen, daß der 
Bereich der Krisenprävention in Zukunft noch
wichtiger werden wird. Zum einen werden die
wachsenden Differenzierungen zwischen Wirt-
schaftsregionen den Trend zur Fragmentarisierung
von Gesellschaften – in all seiner Gewalt- und
Konfliktträchtigkeit – verstärken. Gleichzeitig wird
das in vielen Entwicklungsländern beobachtbare
Staatsversagen höchst wahrscheinlich immer wie-
der sezessionistische Tendenzen zur Folge haben.
»Die aggressivsten nationalistischen Bewegungen
entstehen, wenn Staaten bei der Erfüllung dieser
Aufgaben versagen und damit den Menschen 
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47. Diese reichen von der Beachtung der Menschen-
rechte (1) über die Beteiligung der Bevölkerung am poli-
tischen Prozeß (2) und die Gewährleistung von Rechts-
sicherheit (3) bis zur marktfreundlichen Wirtschaftsord-
nung (4) und der Entwicklungsorientierung des staat-
lichen Handelns (5).
48. Die Autoren haben als Vertreter der Friedrich-
Ebert-Stiftung in Auslandsprojekten gelegentlich leid-
volle Erfahrungen in dieser Hinsicht gemacht. Es muß ja
nicht immer so weit gehen wie im Falle jenes deutschen
Botschafters, der auf die Mitteilung, die FES beabsichtige,
den führenden Oppositionspolitiker des Landes nach
Deutschland einzuladen, mit einem halblauten, mehr an
sich selbst gerichteten »Was kann ich dagegen tun?!« rea-
gierte.
49. Vgl. auch Ulf Engel /Andreas Mehler (1998): Ge-
waltsame Konflikte und ihre Prävention in Afrika: Hin-
tergründe, Analysen und Stategien für die entwicklungs-
politische Praxis. Hamburg.



einen Ansporn geben, einen effektiveren Staat zu
gründen«. 50

Gleichzeitig wächst die Bedeutung ökologi-
scher Faktoren als Konfliktauslöser. 51 Angesichts
wachsender Knappheiten essentieller Naturgüter
(vor allem fruchtbares Land, zunehmend aber
auch Wasser) werden Konflikte diesen Ursachen-
typs weiter steigen. Partizipative »rationale» Poli-
tik wird auch hier die einzig denkbare Lösungs-
bzw. Deeskalationsoption sein . 52

Koordination, Komplementarität und Kohärenz

Der Vertrag von Maastricht hat das Thema der 
multilateralen EZ auf die Tagesordnung gesetzt und
damit auch Fragestellungen nach der Verortung der
nationalen Entwicklungspolitik im Kontext der 
europäischen Gesamtpolitik aufgeworfen. So wird
im geänderten EG-Vertrag in Art. 3q eine Kompe-
tenz der EU begründet und gleichzeitig »eine 
Ergänzung der entsprechenden Politik der Mit-
gliedsstaaten« in Art 130u formuliert. Damit werden
neben der Subsidiarität auch die Prinzipien der
Komplementarität (im Sinne des arbeitsteiligen Zu-
sammenwirkens von Gemeinschaft und Mitglieds-
staaten), der Koordination (zwischen Gemeinschaft
und Mitgliedstaaten und politischer, operativer und
internationaler Ebene) sowie die Kohärenz (von
Maßnahmen der Entwicklungspolitik mit weiteren
Politikbereichen wie Landwirtschaft und Handel)
begründet. Diese Prinzipien können als Grundele-
mente zukunftsfähiger EZ ganz allgemein betrachtet
werden. Sie definieren Aufgaben der kommenden
Jahre auf verschiedenen Ebenen:

Komplementarität und Koordination können
als Grundprinzipien einer neuen Positionierung
der EZ im nationalen, regionalen und globalen
Kontext betrachtet werden. Das Verhältnis der EZ

zu anderen Fachpolitiken, die Auseinandersetzung
um die Frage der Federführung bei internatio-
nalen Konferenzen und die Abstimmung zwischen
bilateraler und multilateraler Zusammenarbeit in
Europa (und darüber hinaus) sind umfassend 
zu klären. So lange die Entwicklungspolitik unter
Zugrundelegung ihres Leitbildes der globalen 
Zukunftssicherung nicht den Dialog und auch die
Auseinandersetzung mit anderen Fachpolitiken
eröffnet, kann sie ihrem eigenen Anspruch nicht
gerecht werden. Eine Konfrontation der EZ mit

der EU–Agrarpolitik – als extremes Beispiel feh-
lender Kohärenz – dürfte zum gegenwärtigen
Zeitpunkt wenig erfolgreich für die Entwicklungs-
politik ausgehen. Dieses Beispiel zeigt aber deut-
lich, daß die reine »Nischenpolitik» der EZ mehr
Schaden als Erfolg eingebracht hat, da zentrale
Weichenstellungen in anderen Politikfeldern die
Anstrengungen der Entwicklungspolitik oftmals
zunichte gemacht haben.

Das Kohärenzgebot ist nicht nur im nationalen
Rahmen gefragt. Gerade unter dem Gesichtspunkt
globaler Strukturpolitik ist es von zentraler Bedeu-
tung bei der Zusammenarbeit mit internationalen
Organisationen. Eine besondere Rolle spielen hier
– neben der WTO – die Bretton-Woods-Institutio-
nen. Deren Rolle bei Krisenbewältigung, Struk-
turanpassung und Entwicklungsförderung ist 
extrem umstritten. 53 Zentral im vorliegenden Kon-
text ist aber die Forderung nach einer stärkeren
Koordination und Kohärenz der Politik beider 
Institutionen. Die unterschiedliche politische Ver-
antwortlichkeit (des Währungsfonds gegenüber
den Finanzministern und Notenbankchefs, der
Weltbank gegenüber den EZ–Ministern) macht 
die auseinanderfallende Interessenlage deutlich.
Gegenwärtig lassen die Reformbemühungen und
die Öffnung gegenüber der Zivilgesellschaft in der
Weltbank und der Abschied vom Washington-
Konsens als Basis der Strukturanpassungspoli-
tiken positive Elemente erkennen. 54 Andererseits
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50. Vgl. Jack Snyder (1993): »Nationalism and the 
Crisis of the Post-Soviet-State«, in Michael Brown (ed.):
Ethnic Conflict and International Security. Princton. 
S. 81, zitiert nach Michael Zürn: Regieren jenseits des
Nationalstaats (Anmerkung 8), S. 266.
51. Vgl. Günther Baechler: »Hintergründe der Kriege
und bewaffneten Konflikte in Afrika«, in Engel /Mehler:
Gewaltsame Konflikte und ihre Prävention in Afrika 
(Anmerkung 56), S. 1–24.
52. Vgl. Heinrich–W. Krumwiede: »Zu den Regulie-
rungsmöglichkeiten von Bürgerkriegen: Fragen und 
Hypothesen«. SWP–AP 3052, Ebenhausen, Dezember
1997, insb. S. 22 ff. sowie Ulf Engel /Andreas Mehler:
»Lücken schließen: Der Beitrag der Politikwissenschaft
zur Analyse und Früherkennung gewaltsamer Konflikte
in Afrika«, in dies.: Gewaltsame Konflikte und ihre
Prävention in Afrika (Vgl. Anmerkung 56), S. 135–169.
53. Vgl. die ausführliche Analyse von Rainer Tetzlaff
(1996): Weltbank und Währungsfonds. Gestalter der Bret-
ton-Woods-Ära. Opladen.
54. Vgl. auch Jakobeit, Cord: »Die Weltbank und
›Menschliche Entwicklung‹«, in E+Z, Vol. 40, Nr. 5 / 1999,
S. 124–125.



scheint sich der Währungsfonds an traditionellen
Rezepten zu orientieren. Hier ist das Kohärenz-
gebot in zentraler Weise gefordert, da beide Insti-
tutionen zentrale Eckpunkte des Systems der »glo-
bal governance« sind und beispielhafte Illustra-
tionen des Demokratie–Dilemmas denationalisier-
ter Politik darstellen.

Neuorientierung der technischen Zusammenarbeit

Es stellt sich die Frage, wie die finanzielle und
technische Zusammenarbeit im Sinne einer »inter-
nationalen Strukturpolitik« optimiert werden 
können. Hierbei stellt sich zunächst die Frage, 
ob diese wie bisher entsprechend einer weitge-
hend entpolitisierten Projektlogik im zwischen-
staatlichen Rahmen weitergeführt werden sollen.
Technische und finanzielle Zusammenarbeit ab-
strahieren nach wie vor (zu) gerne von den allge-
meinen sozio-kulturellen und politischen Rah-
menbedingungen, innerhalb derer sie operieren.
Armutsorientierung und technische Sachlogiken
dienen als schwer abweisbare Begründungen 
für Projekte und neutralisieren diese gegen poli-
tische Einwände. 55 Es stellt sich aber heute, nach
vier Jahrzehnten Entwicklungszusammenarbeit
die Frage, ob es – um Theodor Adorno zu para-
phrasieren – ein »richtiges Projekt im falschen
Land« geben kann. Es spricht viel dafür, daß EZ in
Zukunft verstärkt auf das Vorhandensein eines
adäquaten Rahmens für Entwicklungsprozesse
achten sollte. Dazu zählt zunächst die Schaffung
eines politischen Rahmens, in dem ein Mindestmaß
an Rechtsstaatlichkeit, Teilhabe und Rechen-
schaftspflicht gegeben sind und die endogenen
Entwicklungspotentiale sich entfalten können.

Sind diese Bedingungen gegeben, so wird es 
im Bereich der technischen Zusammenarbeit in
Zukunft weniger darum gehen können, Projekte
zu finden, die Defizite in einzelnen Bereichen 
zu füllen versuchen. Gefragt sind vielmehr Pro-
gramme, die einen Beitrag zur Bereitstellung der
wirtschaftlichen, intellektuellen und institutio-
nellen Ressourcen und Strukturen für Entwick-
lungsprozesse unter den Bedingungen einer glo-
balisierten Weltwirtschaft (die schwach entwickelte
Länder noch stärker als bisher unter Druck stellt)
zu leisten vermögen. Das Ziel der technischen 
Zusammenarbeit muß die Stärkung und Qualifi-

kation derjenigen Institutionen sein, die unter 
den Bedingungen wachsender Interdependenz und
einer beschleunigten »Wissensrevolution« in den
Vordergrund politischer, ökonomischer und sozia-
ler Prozesse rücken. Schlüsselbereiche sind hier der
Bereich materieller Infrastruktur, die Hebung des
Bildungsniveaus, die Mobilisierung des Entwick-
lungspotentials der Frauen und die Qualifizierung
von Eliten, die in der Lage sind, den beschleunig-
ten Transformationsprozessen auf technologischer
Ebene zu folgen. Ohne diese ist die Wahrschein-
lichkeit einer weiteren technischen »Abkoppelung«
großer Teile der Dritten Welt sehr groß.

Gleichzeitig muß ernsthaft darüber nachge-
dacht werden, inwieweit die bisherige technische
und finanzielle Zusammenarbeit nicht eine Sub-
stituierung von fehlenden Eigenanstrengungen
dargestellt hat. 56 Es ist heute nicht mehr ohne 
weiteres vermittelbar, daß elementare Entwick-
lungsgrundlagen – wie Primärbildung, Grundver-
sorgung mit Trinkwasser und Minimalgesund-
heitsvorsorge – nicht von den Staaten der Dritten
Welt selbst ohne externe Hilfe erbracht werden
können. Armut, gemessen an Bruttosozialpro-
dukt und Pro-Kopf-Einkommen ist – dies hat die
Entwicklung in einer Reihe von Ländern ein-
drucksvoll belegt – kein alleinig hinreichender 
Erklärungsansatz mehr. EZ kann aber fehlende 
endogene Entwicklungsbemühungen nicht substi-
tuieren: Wenn diese nicht vorhanden sind, ist die
Geschäftsgrundlage auch für armutsorientierte Pro-
jekte im Kern nicht gegeben. Daran ändert auch
keine noch so gute Beratung durch deutsche Exper-
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55. Dies ist in vielerlei Hinsicht eine Folge der politi-
schen Rolle, die Entwicklungshilfe von Anfang an hatte.
Entwicklungshilfe – unter welchen altruistischen Be-
gründungen auch immer sie den Steuerzahlern der
OECD–Staaten verkauft wurde – war immer auch ein 
Instrument des »Containment«. Letztendlich waren
nicht ökonomische oder soziale Entwicklungsleistungen
Gradmesser des Erfolges, sondern die politische Orien-
tierung der unterstützten Regime. Diese Entwicklung
war die notwendige Konsequenz des Systemkonflikts
und des dominierenden »Sicherheitsdilemmas«, welches
nicht nur eine nuklear-strategische, sondern auch eine
(welt)ökonomische und geostrategische Dimension
hatte. Die kleptokratisch-politische Dimension von 
Unterentwicklung blieb aber somit weitgehend aus den
offiziellen Konzepten der westlichen EZ ausgeblendet.
56. Vgl. Ingomar Hauchler: »Ist Entwicklungspolitik
überhaupt sinnvoll?« in: Internationale Politik Bd. 1/
1996, S. 13–18.



ten etwas. Es ist in dieser Hinsicht erstaunlich zu 
sehen, wie wenig das System der EZ auf die breite,
zum Teil seit Jahrzehnten geführte wissenschaftliche
Debatte um die Grundlagen erfolgreicher Entwick-
lungsbemühungen – etwa unter dem Stichwort des
»Konfuzianismus« oder der »entwicklungspoliti-
schen Aktualität Europas« 57 – reagiert hat.

»Best practice«, »good fit« und »ownership«

Außenöffnung und Verstärkung der Interdepen-
denz haben in den Ländern des Südens den Bedarf
an Methoden und Lösungsmustern auf der
Grundlage internationaler Erfahrungen wachsen
lassen. Diese »best-practice«-Kenntnisse werden
von der EZ verlangt und bestimmen letztlich auch
den Wert von Experten und Beratern. 58 Allerdings
kann es dabei nicht um vorgefertigte Lösungen
gehen, vielmehr sind Bemühungen gefordert,
diese Kenntnisse in »good fit« zu verwandeln, 
d. h. jene angepaßte Lösung zu finden, die den 
gegebenen Bedingungen am besten entspricht.
Insbesondere große Geber wie die Weltbank und
der Internationale Währungsfonds müssen sich
vorwerfen lassen, daß sie mit Standard-Projekten
weniger den Bedürfnissen der Empfängerländer
ihrer Leistungen entsprochen haben, als vielmehr
vorgefertigte Modelle implantierten. Gefragt ist
also Orientierungswissen verbunden mit konkre-
ten Angeboten zur Problemlösung, die ohne 
entsprechende Partnerleistungen nur zu »Pro-
jektinseln« verkommen würden. Nur dann kann
die »ownership«, d. h. die nachhaltige Aneignung 
von Beratungsleistungen in den jeweiligen ge-
sellschaftlichen Bezügen gesichert sein. Die EZ

muß insofern den Schritt von der »Belehrungs-
kultur« zu einer »Kultur gemeinsamen Lernens«
(Dirk Messner) vollziehen.

Von der Entwicklungshilfe zur globalen 
Strukturpolitik

Entwicklungsprobleme sind zunehmend nicht
mehr nur »Probleme des Südens« (und des
Ostens). Zudem gibt es eine Fülle von Problemfel-
dern, die alle Weltregionen vor ähnliche Heraus-
forderungen stellt (Umwelt, soziale Sicherung,
Beschäftigung). Dies bedeutet, daß gegenseitiges
Lernen und nicht mehr die Vermittlung von 

»Rezepten« aus den Ländern des Nordens die 
Maxime der EZ sein muß. Insofern müssen sich
auch die Mittler- und Durchführungsorganisa-
tionen der EZ neuen Herausforderungen stellen: In
viel stärkerem Maße als bisher sind sie gefordert,
sich aus der Ecke der Entwicklungshilfe zu lösen,
politischer und systemischer zu denken und damit
auch ihre Bezüge stärker jenseits der klas-
sischen EZ–Community zu suchen. Dies gilt vor
Ort ebenso wie in der Arbeit in Deutschland. Trotz
oder vielleicht auch gerade wegen des Sparzwanges
müssen die EZ–Organisationen ihre angestammten
Plätze verlassen und stärker die Verknüpfung zu
Fragestellungen suchen, die auf den ersten Blick
wenig »entwicklungs-typische« Charakteristika auf-
weisen. Entwicklungspolitik muß heute nachwei-
sen, daß sie entscheidende Beiträge zur Lösung
wichtiger Zukunftsprobleme leisten kann; dafür
verfügt sie über Startvorteile, die sie nutzen kann,
um über eine reine Nischenpolitik hinauszuwach-
sen. Ihr »Wirkungsraum« umfaßt drei Viertel der
Menschheit und die »Epizentren» einer Reihe der
gravierendsten Politikprobleme der heutigen Zeit.
Wesentliche Ziele staatlichen Handelns sind ohne
die systematische Einbeziehung dieses Wirkungs-
raumes bereits heute nicht mehr erreichbar.

Von ihrer strategischen Zielrichtung her wird
eine auf »global governance« ausgerichtete globale
Strukturpolitik andere Prioritäten hervorbringen
als eine auf Armutsbekämpfung orientierte EZ.
Diese Zielkonflikte müssen heute ausgetragen
werden, wenn die geschilderten Strukturprobleme
der EZ angepackt werden sollen. 59 Letztlich wird
die EZ um eine Politisierung ihrer Arbeit nicht 
herumkommen, was ihr Konflikte mit anderen
Fachpolitiken und internationalen Entwicklungs-
agenturen einbringen wird. Anders wird jedoch
das gemeinsam anvisierte Ziel globaler Zukunfts-
gestaltung nicht zu erreichen sein. �

57. Vgl. hierzu etwa Rüdiger Machetzki (1991):
»Grundthesen zur Entwicklung in Ost- und Südost-
asien«, in Werner Draguhn (Hg): Asiens Schwellenländer: 
Dritte Weltwirtschaftsregion? Hamburg. S. 9–13, Ulrich
Menzel /Dieter Senghaas (1986): Europas Entwicklung
und die Dritte Welt. Frankfurt /M., sowie Dieter Seng-
haas (1982): Von Europa lernen, Frankfurt /M.
58. Vgl. Dirk Messner: »Globalisierung, Global Govern-
ance und Entwicklungspolitik«, in: Internationale Politik
und Gesellschaft Nr. 1/1999, S. 16. 
59. Vgl. Dirk Messner: Globalisierung, Global govern-
ance... (Anm. 64), S. 15.

351IPG 4/99 Hillebrand/Maihold, Von der Entwicklungspolitik zur globalen Strukturpolitik



Hillebrand/Maihold, Von der Entwicklungspolitik zur globalen Strukturpolitik IPG 4/99352


